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Meine letzte Kolumne erschien am B.

Mai, ?0 Jahre nach dem Ende des Kdeges
in Deutschland viele Menschen waren
damals aul der Flucht und wurden aus
ihrer Heimat ver-trieben und haben zum
Wiederaulbau unseres Landes beigetra-
gen. Heute suchen viele Menschen vor
Bürgerkriegen oder vor den fanatischen
Is-Terrodsten Schutz bei uns als Flücht-
linge oder als politisch Verlolgle.

Das Recht auf politisches Asyl wurde
in unserem Grundgesetz in Artikel 16
verankert vor dem Hintergrund der Ver-
lolgung Andersdenkender in der NS-
Diktatur, die oft nur schwer Zuflucht in
anderen Staaten fanden. Alle Demokra-
ten wollen deshalb am Asylrecht für po-
litisch Vedolgte festhalten und an Leib
und Leben bedrohten Menschen ein AuI-
enthallsrechls als Flüchtlinge geben.

An dieser Stel1e möchte ich mich bei
denjenigen bedanken, die sich mit hohem
persönlichen Einsatz für diese Menschen
einsetzen.

Die Max-E1.th-Realschule hat aul Vor-
schlag ihrer Schülervertretung und mit
voller Unterstützung durch Schulleitung,
Lebrer und Elterr einen Spendenlauf für
die Unterctützung der Flüchtlinge orga-
nisied. Ein wichtiges Zeichen, dass Ver-
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schen, die hier Arbeit finden, ist ein bes-
serer Weg als das Asylrecht. Leute, die
unter dem Schutzmantel des Asylrechts

mit krimineller
Energie (Drogen-
handel, Einbrüche)
zu uns kommen,
sollten natür1ich so
schnell als möglich
ihren Alspruch auf
Asyl verwirkt ha-
ben.
Ich bin froh, dass
srch rm l,rnd lvlr-
nisterpräsident

Kretschmann und die SPD durchgesetzt
haben und Baden-Wüfttemberg im Bun-
desrat dem Vorschlag des Bundes zur Er-
weiterung sicherer Herkunftsstaaten zu-
gestimmt hat. Dies trägt zur Beschleuni-
gung der Asylverfahren bei, die in der
Verantwortung des Bundes liegen. Ftir
die Abschiebung abgelehnter Asylbewer-
ber ist das Land zuständig.

Wichtig ist auch, dass der Bund jetzt
die Finanzierung von 2000 zusätzlichen
Stellen für die schnellere Bearbeitung

der Verfahren genehmigt hat. Ministerin
Bitkay Öney hatte das schon vor Mona-
ten gefordert. Abschiebungen sind keine
angenehme Aufgabe, und so wird zu-
nächst auch versucht, eine freiwillige
Ausreise zu vereinbaren. Aldemfalls
sind Abschiebungen aber unausweich-
lich. Mich ärgeft es, wenn Innenminister
Reinhold Gall, der SPD im Land oder
dem Ministerpräsidenten mangelnde
Menschlichkeit vorgeworfen wird, wem
sie geltendes ßecht durchsetzen.

Kreise und Kommunen beklageri, dass
sie zu wenig Geld für die Unterbdngung
von Asylbewerbern vom Land bekom-
men und fordern, dass ihnen mit einer
sogenaDnten Spitzabrechnung die tat-
sächlichen Kosten ersetzt werden. Das ist
ve$tänd1ich. Selten wird aber ergänzt,
dass es die CDU/FDP-Regierung unter
Führung von Erwin Teufel und Walter
Dödng war, welche diese Spitzabrech-
nung abgeschafft hat.

Selten erwähnt wird auch, dass die
grün-rote Landesregicrung die Pauschale
von 10280 (2010) auf 13260 Eurc (2015)
um 29 Prozent erhöht hat.

Asylrecht gilt für Verfolgte
folgte, die bei uns Zufl.ucht suchen, will-
kommen sind und unterstützt werden.

Die tandesregierung ist hier auch ak-
tiv und hat etwa
die Mittel und die
Stellen für die
Sprachförderung,
insbesondere an
den Berufsschulen
deutlich erhöht, ein
Sonderprogramm
zur Unterstützung
der Kommunen für
zusätzlichen Wohn-
raum aufgelegt und
die Kostenpauschalen für Kreise und
Kommunen deutlich erhöht.

Das Thema ist vielschichtig - neben an
Leib und Leben bedrohten Flüchtlingen
kommen auch verstärkt Menschen auf-
grrrnd von Armut oder wirtschaftlicher
Not zu uns. Das ist verständlich, aber
kein Grund für das Recht aul Asyl. Die
politische Aufgabe ist es hier, durch faire
Handelsbedingungen Armut in Europa
und der Welt zu bekämpfen. Auch legale
Einwanderingsmöglichkeiten für Men-
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